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Az.: FB 25-863-1/03 Allgemein (St)
Vollzug der Wassergesetze;
Verordnung zur Änderung von verschiedenen Wasser-
schutzgebiets-Verordnungen

Das Landratsamt Würzburg erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom
19.08.2002 (BGBL I Seite 3245) i. V. m. Art. 35 und 75 Bayer.
Wassergesetz (BayWG) vom 19.07.1994 (GVBL Seite 822) i. d. F.
v. 25.05.2003 (GVBL Seite 325) folgende

Änderungsverordnung

§ 1

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 10.02.1988
(Az.: IV/7-863-3/67 AL) über das Wasserschutzgebiet der Ge-

meinde Altertheim für die Ortsteile Ober- und Unteraltertheim,
veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Würzburg Nr. 4/88
vom 10.02.1988, wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Ziff. 1.10 werden die Worte „Umbruch von
Dauergrünland“ gestrichen.

2. In § 8 werden die Worte „bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.

§ 2

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 03.01.1991
(Az.: II/2-863-8/88 Be) über das Wasserschutzgebiet Bergt-
heim, veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Würzburg
Nr. 2 vom 25.01.1991, wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Ziff. 1.10 werden die Worte „Umbruch von
Dauergrünland“ gestrichen.

2. In § 9 werden die Worte „bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.

§ 3

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 20.10.1998
(Az.: 25-863-1/89 Bi) über das Wasserschutzgebiet in
Bieberehren-Klingen für die Trinkwasserversorgungsanlage
des Zweckverbandes Hohenloher Wasserversorgungsgruppe,
Sitz Gerabronn und der Stadt Creglingen, Main-Tauber-Kreis,
Land Baden-Württemberg, veröffentlicht im Amtsblatt des
Landkreises Würzburg Nr. 23 vom 06.11.1998, wird wie folgt
geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Ziff. 1.19 werden die Worte „ Umbruch von
Dauergrünland im Sinne von Anlage 2 Ziff. 4“ gestrichen.

2. In Anlage 2 entfällt die Ziff. 4.

3. In § 9 werden die Worte „bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.

§ 4

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 10.08.1989
(Az.: IV/7-863-1/89 Ha) über das Wasserschutzgebiet „Sauer-
brunnen“ der Gemeinde Hausen bei Würzburg, veröffentlicht
im Amtsblatt des Landkreises Würzburg Nr. 25 vom 31.08.1989,
wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Ziff. 1.10 werden die Worte „Umbruch von
Dauergrünland“ gestrichen.

2. In § 8 werden die Worte „ bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.
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§ 5

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 05.12.1989
(Az.: IV/7-863-2/88 Nb) über das Wasserschutzgebiet in Neu-
brunn-Böttigheim für die Trinkwasserversorgungsanlage der
Ortsteile Werbachhausen und Brunntal, Gemeinde Werbach,
Main-Tauber-Kreis, Land Baden-Württemberg, veröffentlicht
im Amtsblatt des Landkreises Würzburg Nr. 35 vom 19.12.1989,
wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Ziff. 1.12 werden die Worte „und Dauergrünland“
gestrichen.

2. In § 8 werden die Worte „bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.

§ 6

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 05.06.1986
(Az.: IV/6-863-Och/Goß 4/78) über die Wasserschutzgebiete
„Tiefbrunnen im Maustal“ und „Riedquelle“ der Stadt Ochsen-
furt im Stadtteil Goßmannsdorf, veröffentlicht im Amtsblatt des
Landkreises Würzburg Nr. 24 vom 19.06.1986 wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 3 Abs. 1 Ziff. 1.10. werden die Worte „ Umbruch von
Dauergrünland“ gestrichen.

2. In § 8 werden die Worte „ bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.

§ 7

Die Verordnung des Landratsamtes Würzburg vom 30.06.1986
(Az.: IV/6-863-2/83 Wbr.) über das Wasserschutzgebiet Wald-
brunn, veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Würzburg
Nr. 27 vom 09.07.1986 wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Ziff. 1.10 werden die Worte „ Umbruch von
Dauergrünland“ gestrichen.

2. In § 8 werden die Worte „bis zu 100.000,00 Deutsche Mark“
gestrichen.

§ 8

Diese Verordnung tritt am 30.12.2003 in Kraft.

LANDRATSAMT WÜRZBURG

Würzburg, 08.12.2003

Zorn
Landrat

Az.: FB 25-863-3/92 Eib (St)
Vollzug der Wassergesetze;
Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes für die
Trinkwassergewinnungsanlage der Stadt Eibelstadt, Land-
kreis Würzburg, in den Flurgemarkungen Altenberg,
Bachsgraben, Birkenbach, Obere Au, Eichenlohe, Kreuz-
äcker, Mittelholz, Steinbach und Winterleite der Gemarkung
Eibelstadt

Das Landratsamt Würzburg erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom

19.08.2002 (BGBl I S. 3245)) i. V. m. Art. 35 und 75 Bayer. Wasser-
gesetz (BayWG) vom 19.07.1994 (GVBl S. 822) i. d. F. v.
25.05.2003 (GVBl S.325) folgende

Verordnung

§ 1
Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung für die
Stadt Eibelstadt wird in der Gemarkung Eibelstadt das in § 2
näher beschriebene Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Ge-
biet werden die Anordnungen nach §§ 3 – 7 erlassen.

§ 2
Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus

1 Fassungsbereich  – Zone I
1 engeren Schutzzone – Zone II
1 weiteren Schutzzone – Zone III.

Die Flurnummern der betroffenen Grundstücke sind in dem bei-
liegenden Flurstücksverzeichnis (Anlage 4)  enthalten.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutz-
zonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) veröffentlichten
Lageplan (M = 1 : 25 000) eingetragen. Für die genaue
Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1 : 2 500 maßge-
bend, der im Landratsamt Würzburg und in der Verwal-
tungsgemeinschaft Eibelstadt niedergelegt ist; er kann dort
während der Dienststunden eingesehen werden. Die
genaue Grenze der Schutzzonen verläuft auf der jeweils ge-
zeichneten Grundstücksgrenze oder – wenn die Schutz-
zone ein Grundstück schneidet – auf der der Fassung nähe-
ren Kante der gezeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im
Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festge-
setzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch Umzäunung, die engere
Schutzzone und die weitere Schutzzone sind – soweit erfor-
derlich – in der Natur in geeigneter Weise kenntlich ge-
macht.
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§ 3
Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

         (1)  Es sind
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(2) Die Verbote des Absatzes 1 Nrn 4.6, 6.1 und 7 gelten nicht
für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und –
ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung,
die durch diese Verordnung geschützt ist.

§ 4
Ausnahmen

(1) Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann von den
Verboten des § 3 Ausnahmen zulassen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert
oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen
würde und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht entge-
gensteht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form.

(3) Im Falle des Widerrufs kann die zuständige Kreis-
verwaltungsbehörde vom Grundstückseigentümer verlan-
gen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, so-
fern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der
Schutz der Wasserversorgung erfordert.

§ 5
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung
oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Be-
stand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Ver-
bote des § 3 fallen, auf Anordnung der zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörde zu dulden, sofern sie nicht schon

nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich-
tung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 6
Kennzeichnung des Schutzgebiets

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken
innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die Gren-
zen der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von
Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7
Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenahmen
von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln
und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte der zuständi-
gen Kreisverwaltungsbehörde und/oder des Trägers der
Wasserversorgung zur Kontrolle der Einhaltung der Vor-
schriften dieser Verordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations-
und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrich-
tungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet
durch Beauftragte der zuständigen Kreisverwaltungs-
behörde und/oder des Trägers der Wasserversorgung zu
dulden.

§ 8
Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung eine Enteignung darstellt, ist
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über die Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung durch erhöhte Anforderun-
gen die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche
Nutzung beschränken, ist für die dadurch verursachten
wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich
gem. § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu leis-
ten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann mit Geldbuße belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig,

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt,

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vor-
nimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedin-
gungen oder Auflagen zu befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach §§ 5 und 7 nicht dul-
det.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Würzburg in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamtes
Ochsenfurt vom 12.09.1968 (Amtsblatt des Landkreises
Ochsenfurt Nr. 24/1968 vom 03.10.1968), geändert durch
Verordnung des Landratsamtes Ochsenfurt vom 11.11.1968
(Amtsblatt des Landkreises Ochsenfurt Nr. 31/1968 vom
12.12.1968) und durch Verordnung des Landratsamtes
Würzburg vom 17.10.1977 (Amtsblatt des Landkreises
Würzburg Nr. 30/1977 vom 26.10.1977) außer Kraft.

LANDRATSAMT WÜRZBURG

Würzburg, 08.12.2003

Zorn
Landrat

ANLAGEN:
Anlage 1: Lageplan M = 1 : 25 000
Anlage 2: Maßgaben zu 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 4
Anlage 3: Hinweise zur Durchführung des Weinbaues in

Trinkwasserschutzgebieten
Anlage 4: Flurstücksverzeichnis
Anlage 5: Lageskizze zu § 3 Abs. 1 Nr. 2.1
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Anlage 2

Begriffsbestimmungen/Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 1 und 4

1. STALLUNGEN:

1.1 mit Flüssigmistverfahren:

1.1.1 Alternative a)

Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten
ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf mind.
zwei Behälter aufzuteilen.

40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten
an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,00 DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstige Mastgeflügel 10.000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw.
120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei
mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren.

1.1.2 Alternative b)

- Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zulei-
tungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Reparatur
jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen zweiten
Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicherkapazi-
tät der Güllekanäle gewährleistet werden. Hinsichtlich
der Dichtheitsprüfungen wird auf die Anlagen-
verordnung (VAwS) Anhang 5 hingewiesen.

- Zur jährlichen Dichtheitsprüfung von Gülle- bzw.
Jauchekanälen ist eine Leckageerkennung für die
Fugenbereiche entsprechend VAwS Anhang 5 Nr. 4.2
vorzusehen.

- Geschlossene Liege-, Lauf- und Mistflächen sind
flüssigkeitsundurchlässig auszuführen und jährlich
durch Sichtprüfung insbesondere auf Risse zu kontrol-
lieren.

- Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-
lich abtrennbare Abschnitte zu höchstens 40 Dung-
einheiten zu gliedern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar
und jederzeit reparierbar sind.

40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen (Stallplätze) für einzel-
ne Tierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,00 DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

- Zuchtschweine  mit  Ferkeln 90 Stück (1 Stück = 0,45 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstige Mastgeflügel 10.000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

1.2 mit Festmistverfahren:

Bei Tierbeständen über 60 Dungeinheiten ist das erfor-
derliche Speichervolumen für Jauche auf mindestens
zwei Behälter aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw.
160 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei
mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren.

1.3 mit gemischten Entmistungsverfahren:

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig
entsprechend 1.1 und 1.2 zu ermitteln.

1.4 Ausnahmegenehmigung:

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 4 ist
bei bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Betrie-
ben möglich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist
(Existenzsicherung) und das erhöhte Gefährdungs-
potential durch technische Anforderungen ausgegli-
chen werden kann.

2. FREILANDTIERHAL TUNG liegt vor, wenn die Tiere
über längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) stän-
dig, d. h. Tag und Nacht, auf einer bestimmten Freiland-
fläche gehalten werden.

3. BESONDERE NUTZUNGEN sind folgende landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärt-
nerische Nutzungen

- Weinbau

- Obstbau, ausgenommen Streuobst und Erdbeeren in
landwirtschaftlichenFruchtfolgen

- Hopfenanbau

- Tabakanbau

- Gemüseanbau, ausgenommen in landwirtschaftlichen
Fruchtfolgen

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten.

4. ANLAGEN ZUR VERSICKERUNG VON HÄUSLI-
CHEM SCHMUTZW ASSER UND KOMMUNALEM
ABWASSER:

- Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strenge-
ren als den Mindestanforderungen gemäß der Verord-
nung über Anforderungen an das Einleiten von Ab-
wasser in Gewässer – Abwasserverordnung (AbwV) –
zu reinigen und zur Nachreinigung sowie zur Pufferung
von Stoßbelastungen über nachgeschaltete Einrich-
tungen (z. B. Schönungsteiche, Filter) zu leiten.

- Für die Versickerung sind flächige Verfahren unter
Ausnutzung der belebten Bodenzone zu wählen. So-
fern bei Entwässerung von Einzelanwesen über Klein-
kläranlagen letzteres nicht möglich ist, kann bei geeig-
neten Untergrundverhältnissen auf eine großflächige
Untergrundverrieselung entsprechend DIN 4261, Teil
1, Nr. 6.3.1 zurückgegriffen werden.

- Zur Versickerung ist die filterwirksame Grundwasser-
überdeckung weitestgehend einzubeziehen, wobei
eine Mindestmächtigkeit von 5,0 m vorliegen muss. Zur
Feststellung von Ausbildung und Mächtigkeit der
Grundwasserüberdeckung sind geeignete Voruntersu-
chungen durchzuführen.
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Anlage 3

Hinweise zur Durchführung des Weinbaues
in Trinkwasserschutzgebieten

1. Bodenpflege und Erosionsschutz

1.1 Allgemein

Eine offene Bodenbewirtschaftung in jeder Gasse ist von
September bis März einer Vegetationsperiode verboten!

Reine Leguminosenmischungen als Begrünungsmaßnah-
men sind ausgeschlossen.

Je nach den vorherrschenden klimatischen und geologi-
schen Bedingungen sind bei der Auswahl der geeigneten
Begrünungseinsaaten die Empfehlungen der Amtlichen
Fachberatung der Bayer. Landesanstalt für Weinbau und
Gartenbau, Veitshöchheim bzw. des Weinbauringes Fran-
ken e. V. zu berücksichtigen.

Der Aussaatzeitpunkt der Begrünung ist so zu wählen,
dass eine gute Vorwinterentwicklung des Pflanzenauf-
wuchses gewährleistet ist (in der Regel Anfang August).

1.2 Direktzuganlagen

Eine überwinternde Begrünung in jeder Gasse ist zwingend
vorgeschrieben!

Ab dem 3. Standjahr ist mindestens jede 2. Rebgasse ganz-
jährig zu begrünen oder abzudecken. Die Begrünung kann
eingesät werden oder aus natürlichem Aufwuchs beste-
hen.

1.3 Seilzug- und Terrassenanlagen

Herbst-Winter-Begrünung in jeder 2. Rebgasse von Au-
gust bis April, Minimalbodenbearbeitung von Mai bis Juli
(maximal zwei Bearbeitungsgänge)

Einsatz von Stroh- oder Rindenmulch in Kombination mit
offener Bodenpflege, Herbst-Winter-Begrünung oder
Dauerabdeckung.

Natürliche oder eingesäte Dauerbegrünung in jeder 2. Gas-
se.

1.4 Jungfelder

Als Erosionsschutz in Jungfeldern (1. – 3. Standjahr) ist in
den ersten drei Jahren eine Stroh- bzw. Rindenkompostab-
deckung oder eine eingesäte Begrünung als Boden-
bedeckung vorgeschrieben!

2. Humusversorgung und Rebenernährung

Je nach Bodenart und geologischem Ausgangsgestein
sind Humusgehalte von 1,5 % bei leichten Böden und 2,5 %
bei schweren Böden anzustreben.

Die mineralische bzw. organische Düngung ohne voraus-
gegangene Bodenuntersuchung ist verboten!

Für die Stickstoffdüngung ist eine Bodenuntersuchung im
zweijährigen Turnus erforderlich.

Die Humusgehalte des Ober- und Unterbodens und die
Versorgung mit den Hauptnährstoffen Phosphat, Kalium
und Magnesium sowie Bor sind im fünfjährigen Turnus
durch eine Bodenuntersuchung festzustellen.

Die Bodenuntersuchungen sind grundsätzlich im Frühjahr
durchzuführen.

Darüber hinaus ist in Wasserschutzgebieten eine Rest-
nitratuntersuchung bei möglichst wassergesättigtem Bo-
den in Abhängigkeit von den Vegetationsbedingungen im
Spätherbst erforderlich.

Die Auswertung und Interpretation der Bodenunter-
suchungsergebnisse obliegt der Amtlichen Fachberatung
an den Ämtern für Landwirtschaft unter wissenschaftlicher
Einbeziehung der Bayer. Landesanstalt für Weinbau und
Gartenbau.

Die Stickstoffdüngung darf nur ab dem 2. - 3. Blattstadium
bis zum Blühbeginn ausgebracht werden! Ausgenommen
davon sind Anlagen mit einer Dauerbegrünung. In diesen
Fällen kann die N-Düngung bereits im April erfolgen.

Die Grunddüngung mit Phosphat, Kalium, Magnesium und
Bor darf nur im Frühjahr erfolgen.

Organische Düngemittel dürfen nur ab Februar, aber nicht
auf gefrorene, wassergesättigte oder schneebedeckte Bö-
den ausgebracht werden, ausgenommen von dieser Rege-
lung sind Stroh- und Rindenmulch oder –kompost, die zur
Stickstoffbindung ganzjährig angewendet werden können.

Die Stickstoffmenge, die über organische Düngemittel aus-
gebracht wird, darf 150 kg N pro Hektar und Jahr nicht über-
schreiten. In den darauffolgenden zwei Jahren hat eine
Stickstoffdüngung zu unterbleiben!

Die Menge der ausgebrachten Nährstoffe ist grundsätzlich
zu bilanzieren!

Kompostierte Siedlungsabfälle und andere organische
Düngemittel, die eine Belastung mit umweltrelevanten
Rückständen aufweisen, sind verboten.

Organische und mineralische Düngemittel sind nach ihrer
Ausbringung unmittelbar einzuarbeiten! Von dieser Rege-
lung ausgenommen sind begrünte Rebzeilen.

3. Bodenbearbeitung
Um stärkere Mineralisationsschübe an Stickstoff zu ver-
meiden, ist eine sparsame Bodenbearbeitung durchzufüh-
ren. Nach der letzten Pflanzenschutzmaßnahmen ist eine
Bodenbearbeitung zu unterlassen. Ausgenommen von die-
ser Regelung sind das Anhäufeln der Rebstöcke zum Frost-
schutz und die nicht wendende Beseitigung von Struktur-
schäden.

4. Umbruch/Rigolen
In Direktzuganlagen darf keine wendende Rigolmaßnahme
durchgeführt werden. Es sind nur Verfahren der Tiefen-
lockerung oder die so genannte Abbruchlockerung zuläs-
sig.

In Steil- und Terrassenanlagen kann derzeit nicht auf her-
kömmliche Rigolverfahren verzichtet werden.

Prinzipiell soll erst im Frühjahr ein Umbruch bzw. Rigolen
erfolgen. Anschließend ist die Einsaat einer Gründüngung
vorzunehmen.

Eine mindestens einjährige Grünbrache ist vor der Wieder-
anpflanzung notwendig.

Bei allen Verfahren des Umbruchs und des Rigolens ist die
Einbeziehung der amtlichen Fachberatung erforderlich.

5. Rebschulen
Vor dem Einschulen ist eine Bodenuntersuchung auf Stick-
stoff vorgeschrieben. Die Stickstoffdüngung ist nur nach
Düngeempfehlung vorzunehmen!
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Eine Stickstoffdüngung unter Folie ist verboten!

Die Beregnung der Rebschulen ist nur bis 70 % der nutzba-
ren Feldkapazität des Bodens zulässig.

Eine Untersuchung auf Restnitrat nach dem Ausschulen
ist erforderlich.

6. Pflanzenschutz

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nur erlaubt, wenn
die Vorschriften des Gesetzes zum Schutz der Kulturpflan-
zen (Pflanzenschutzgesetz) und der Verordnung über An-
wendungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für
Pflanzenbehandlungsmittel (Pflanzenschutz-An-
wendungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung
beachtet werden.
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln aus Luftfahrzeugen
ist verboten, für Rebanlagen in Steilhängen können
Ausnahmegenehmigungen beantragt werden.

Grundsätzlich dürfen nur Pflanzenschutzmittel eingesetzt
werden, die durch die Bayer. Landesanstalt für Weinbau
und Gartenbau empfohlen werden.

In Direktzuganlagen ist der Einsatz von Herbiziden nicht
zulässig.

Im Unterstockbereich und in Problembereichen auf Teil-
flächen sind Herbizide ohne W-Auflage und gemäß den
Anwendungsbestimmungen der BBA zulässig (einmalige
Anwendung pro Vegetationsperiode).

7. Aufzeichnungspflicht

Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln unter-
liegt der Aufzeichnungspflicht und der Nachweisbarkeit
durch geeignete Belege (Schlagkartei).

8. Entschädigung

Die oben angeführten Richtlinien zur Bewirtschaftung von
Rebflächen in Trinkwasserschutzgebieten können nach
den jeweils vorliegenden Einzelbedingungen zu wirtschaft-
lichen Einbußen und einem Mehraufwand an Arbeitszeit
und Kosten führen, die nach den geltenden Rechtsvor-
schriften zu entschädigen sind.
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Anlage 4
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Az.: FB 25-863-1/02 Hk (St)
Vollzug der Wassergesetze;
Verordnung über das Wasserschutzgebiet in der Gemarkung
Holzkirchen für die öffentliche Trinkwasserversorgung der
Gemeinde Holzkirchen, Landkreis Würzburg

Das Landratsamt Würzburg erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1
Nr. 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom
19.08.2002 (BGBl I Seite 3245) in Verbindung mit Art. 35 und 75
des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vom 19.07.1994
(GVBl Seite 822) i. d. F. v. 25.05.2003 (GVBl S. 325) folgende

Verordnung:

§ 1
Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung für die
Gemeinde Holzkirchen wird in der Gemarkung Holzkirchen das
in § 2 näher umschriebene Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses
Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 7 erlassen.

§ 2
Schutzgebiet

(1) Das Wasserschutzgebiet besteht aus

1 Fassungsbereich  (Zone I)

1 engeren Schutzzone (Zone II)

1 weiteren Schutzzone (Zone III).

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutz-
zonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) veröffentlichten
Lageplan (M = 1 : 25.000) eingetragen. Für die genaue
Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1 : 5.000 maßge-
bend, der im Landratsamt Würzburg und in der Ver-
waltungsgemeinschaft Helmstadt niedergelegt ist; er kann
dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die
genaue Grenze der Schutzzonen verläuft auf der jeweils ge-
zeichneten Grundstücksgrenze oder – wenn die Schutz-
zone ein Grundstück schneidet – auf der der Fassung nähe-
ren Kante der gezeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im
Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festge-
setzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die enge-
re Schutzzone und die weitere Schutzzone sind – soweit
erforderlich – in der Natur in geeigneter Weise kenntlich
gemacht.
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§ 3

Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

(1) Es sind

* Zu Ausnahmen im Einzelfall vgl. § 4 und Anlage 2 Ziffer 1.4
Es wird auf den „Katalog wasserwirtschaftlicher Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Festmist,
Sickersäften“ (Anforderungskatalog JGS-Anlagen) der Obersten Baubehörde hingewiesen, der nähere Ausführungen zur bauli-
chen Gestaltung (u.a. Leckageerkennung) sowie Musterpläne enthält.
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(2) Die Verbote des Absatzes 1 Nummern 4.6, 6.1 und 7 gelten
nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung
und -ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversor-
gung, die durch diese Verordnung geschützt ist.

§ 4
Ausnahmen

(1) Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann von den
Verboten des § 3 Ausnahmen zulassen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert
oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen
würde und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht entge-
gensteht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form.

(3) Im Falle des Widerrufs kann die zuständige Kreis-
verwaltungsbehörde vom Grundstückseigentümer verlan-
gen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, so-
fern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der
Schutz der Wasserversorgung erfordert.

§ 5
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung
oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Be-
stand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Ver-
bote des § 3 fallen, auf Anordnung der zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörde zu dulden, sofern sie nicht schon
nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich-
tung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 6
Kennzeichnung des Schutzgebiets

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken
innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die Gren-
zen der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von
Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7
Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenahmen
von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln
und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte der zuständi-
gen Kreisverwaltungsbehörde oder des Trägers der Was-
serversorgung zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieser Verordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations-
und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrich-
tungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet

durch Beauftragte der zuständigen Kreisverwaltungs-
behörde oder des Trägers der Wasserversorgung zu dul-
den.

§ 8
Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung eine Enteignung darstellt, ist
über die Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung durch erhöhte Anforderun-
gen die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche
Nutzung beschränken, ist für die dadurch verursachten
wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich
gem. § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu leisten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann mit Geldbuße belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig,

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt,

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vor-
nimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedin-
gungen oder Auflagen zu befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach §§ 5 und 7 nicht dul-
det.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Würzburg in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die Verordnung des Landratsamtes Würz-
burg vom 24.01.1985 (Az.: IV/5-863-Hk1/83), bekannt-
gemacht im Amtsblatt des Landkreises Würzburg Nr. 5/
1985 vom 06.02.1985, für den Brunnen „Klosterwiese“ auf-
gehoben.

LANDRATSAMT WÜRZBURG

Würzburg, 08.12.2003

Zorn
Landrat

Anlagen:
Anlage 1: Lageplan M = 1 : 25.000
Anlage 2: Begriffsbestimmungen/Maßgaben zu

§ 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 4
Anlage 3: Grundwasserschonender Weinbau
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Anlage 2

Begriffsbestimmungen/Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 1 und 4

1. STALLUNGEN:

1.1 mit Flüssigmistverfahren:

1.1.1 Alternative a)

Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten
ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf mind.
zwei Behälter aufzuteilen.

40 Dungeinheiten (= 3 200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten
an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,0   DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3 500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstige Mastgeflügel 10 000 Stück (100 Stück = 0,4   DE)

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw.
120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei
mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren.

Hinsichtlich der Ausführung von Güllebehältern, deren
Leckageerkennungsmaßnahmen, der Prüfung auf Dicht-
heit usw. wird auf den Anhang 5 der Verordnung über
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
und Fachbetriebe (Anlagenverordnung – VAwS)
besonders verwiesen.

1.1.2 Alternative b)

- Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zulei-
tungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Reparatur
jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen zweiten
Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicherkapazi-
tät der Güllekanäle gewährleistet werden. Hinsichtlich
der Dichtheitsprüfungen wird auf die Anlagen-
verordnung (VAwS) Anhang 5 hingewiesen.

- Zur jährlichen Dichtheitsprüfung von Gülle- bzw.
Jauchekanälen ist eine Leckageerkennung für die
Fugenbereiche entsprechend VAwS Anhang 5 Nr. 4.2
vorzusehen.

- Geschlossene Liege-, Lauf- und Mistflächen sind
flüssigkeitsundurchlässig auszuführen und jährlich
durch Sichtprüfung insbesondere auf Risse zu kontrol-
lieren.

- Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-
lich abtrennbare Abschnitte zu höchstens 40
Dungeinheiten zu gliedern, die einzeln auf Dichtheit
prüfbar und jederzeit reparierbar sind.

40 Dungeinheiten (= 3 200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen (Stallplätze) für einzel-
ne Tierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,0   DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

- Zuchtschweine mit Ferkeln 90 Stück (1 Stück = 0,45 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3 500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstige Mastgeflügel 10 000 Stück (100 Stück = 0,4   DE)

1.2 mit Festmistverfahren:

Bei Tierbeständen über 60 Dungeinheiten ist das erforderli-
che Speichervolumen für Jauche auf mindestens zwei Be-
hälter aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehre-
ren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden
Dungeinheiten aufzusummieren.

1.3 mit gemischten Entmistungsverfahren:

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig ent-
sprechend 1.1 und 1.2 zu ermitteln.

1.4 Ausnahmegenehmigung:

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 4 ist bei
bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Betrieben mög-
lich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist (Existenz-
sicherung) und das erhöhte Gefährdungspotential durch
technische Anforderungen ausgeglichen werden kann.

2. FREILANDTIERHAL TUNG liegt vor, wenn die Tiere über
längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ständig, d. h.
Tag und Nacht, auf einer bestimmten Freilandfläche gehal-
ten werden.

3. BESONDERE NUTZUNGEN sind folgende landwirtschaft-
liche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nut-
zungen
- Weinbau
- Obstbau, ausgenommen Streuobst und Erdbeeren in
landwirtschaftlichen Fruchtfolgen

- Hopfenanbau
- Tabakanbau
- Gemüseanbau, ausgenommen in landwirtschaftlichen
Fruchtfolgen

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten.
- Zierpflanzenanbau

4. ANLAGEN ZUR VERSICKERUNG VON HÄUSLICHEM
SCHMUTZWASSER UND KOMMUNALEM ABWAS-
SER:

- Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strengeren
als den Mindestanforderungen gemäß Abwasserverord-
nung (AbwV) vom 21.03.1997 (BGBl I S. 566) i. d. F. vom
02.07.2002 (BGBI I S. 2497) zu reinigen und zur Nach-
reinigung sowie zur Pufferung von Stoßbelastungen über
nachgeschaltete Einrichtungen (z.B. Schönungsteiche,
Filter) zu leiten.

- Für die Versickerung sind flächige Verfahren unter Aus-
nutzung der belebten Bodenzone zu wählen. Sofern bei
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Entwässerung von Einzelanwesen über Kleinkläranlagen
letzteres nicht möglich ist, kann bei geeigneten Unter-
grundverhältnissen auf eine großflächige Untergrund-
verrieselung entsprechend DIN 4261, Teil 1, Nr. 6.3.1 zu-
rückgegriffen werden.

- Zur Versickerung ist die filterwirksame Grundwasserüber-
deckung weitestgehend einzubeziehen, wobei eine
Mindestmächtigkeit von 5 m vorliegen muss. Zur Fest-
stellung von Ausbildung und Mächtigkeit der Grund-
wasserüberdeckung sind geeignete Voruntersuchungen
durchzuführen.

Anlage 3

Grundwasserschonender Weinbau

Bewirtschaftungsrichtlinien eines grundwasserschonenden
Weinbaus in Wasserschutzgebieten zur Erhaltung und lang-
fristigen Sanierung nitratbelasteter Trinkwassergewinnungs-
anlagen im bayerischen Weinbau

1. Bodenpflege und Erosionsschutz

Eine offene Bodenbewirtschaftung ist im Schutzgebiet von
September bis März einer Vegetationsperiode nicht zuläs-
sig!

In Direktzuganlagen ist eine überwinternde Begrünung in
jeder Gasse zwingend vorgeschrieben, sofern dies die Um-
weltbedingungen (z. B. Schneckenfraß, Trockenheit) zulas-
sen.

Je nach den vorherrschenden klimatischen und geologi-
schen Bedingungen sind bei der Auswahl der geeigneten
Begrünungseinsaaten die Empfehlungen der Amtlichen
Fachberatung der Bayer. Landesanstalt für Weinbau und
Gartenbau, Veitshöchheim bzw. des Weinbauringes Fran-
ken e. V. zu berücksichtigen.

Der Aussaatzeitpunkt der Begrünung ist so zu wählen,
dass eine gute Vorwinterentwicklung des Pflanzenauf-
wuchses gewährleistet ist (in der Regel Anfang August).

In den Seilzug- und Terrassenanlagen des bayerischen
Weinbaus ist eine der nachstehenden Bodenpflege-
maßnahmen sinnvoll:

a) Herbst-Winter-Begrünung in jeder 2. Rebgasse von Au-
gust bis April, Minimalboden- bearbeitung von
Mai bis Juli (maximal zwei Bearbeitungsgänge).

b) Einsatz von Stroh oder Rindenmulch in Kombination mit
offener Bodenpflege, Herbst- Winter-Begrünung
oder Dauerabdeckung.

c) Natürliche oder eingesäte Dauerbegrünung in jeder 2.
Gasse.

Als Erosionsschutz in Jungfeldern (1. – 3. Standjahr) sollte
in den ersten drei Jahren eine Stroh- bzw. Rindenkompost-
abdeckung oder eine eingesäte Begrünung als Boden-
bedeckung erfolgen.

2. Humusversorgung und Rebenernährung
Je nach Bodenart und geologischem Ausgangsgestein
sind Humusgehalte von 1,5 % bei leichten Böden und 2,5 %
bei schweren Böden anzustreben.

Die mineralische bzw. organische Düngung hat nach der
Verordnung über die Grundsätze der guten fachlichen
Praxis beim Düngen (Düngeverordnung) zu erfolgen.

Die Stickstoffdüngung darf nur ab dem Zwei- bis Dreiblatt-
stadium bis zum Blühbeginn ausgebracht werden. Ausge-
nommen davon sind Rebanlagen mit einer
Dauerbegrünung. In diesen Fällen kann die Stickstoff-
düngung bereits im April erfolgen.

Kompostierte Siedlungsabfälle aus zentralen Bioabfallan-
lagen und andere organische Düngemittel, die eine Belas-
tung mit umweltrelevanten Rückständen aufweisen, sind
verboten.

Organische und mineralische Düngemittel sind nach ihrer
Ausbringung unmittelbar einzuarbeiten! Von dieser Rege-
lung ausgenommen sind begrünte Rebzeilen.

3. Bodenbearbeitung

Um stärkere Mineralisationsschübe an Stickstoff zu ver-
meiden, ist eine sparsame Bodenbearbeitung durchzufüh-
ren. Die Bodenbearbeitung in der laufenden Vegetations-
periode endet nach der letzten Pflanzenschutzmaßnahme.
Mit dieser Bodenbearbeitung wird in Direktzuganlagen
gleichzeitig eine Herbst-Winter-Begrünung eingesät.

Ausgenommen von dieser Regelung sind das Anhäufeln
der Rebstöcke zum Frostschutz und die nicht wendende
Beseitigung von Strukturschäden.

4. Umbruch/Rigolen

In Direktzuganlagen darf keine wendende Rigolmaßnahme
durchgeführt werden. Es sind nur Verfahren der Tiefen-
lockerung oder die so genannte Abbruchlockerung zulässig.

In Steil- und Terrassenanlagen kann derzeit nicht auf her-
kömmliche Rigolverfahren verzichtet werden.

Grundsätzlich ist nach einer durchgeführten Rigol-
maßnahme die Einsaat einer Gründüngung vorzunehmen.

5. Rebschulen

Vor dem Einschulen ist eine Bodenuntersuchung auf Stick-
stoff vorgeschrieben. Die Stickstoffdüngung ist nur nach
Düngeempfehlung vorzunehmen!

Eine Stickstoffdüngung unter Folie ist verboten!

Die Beregnung der Rebschulen ist nur bis zur Wasser-
sättigung des Bodens zulässig. Diese ist erreicht, sobald
die Bodenfeuchte 70 % der nutzbaren Feldkapazität über-
schreitet. Eine Untersuchung auf Restnitrat nach dem Aus-
schulen ist sinnvoll!

6. Pflanzenschutz

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nur erlaubt, wenn
die Vorschriften des Gesetzes zum Schutz der Kulturpflan-
zen (Pflanzenschutzgesetz) und der Verordnung über An-
wendungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für
Pflanzenbehandlungsmittel (Pflanzenschutz-Anwen-
dungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung be-
achtet werden.

Grundsätzlich dürfen nur Pflanzenschutzmittel eingesetzt
werden, die durch die Bayer. Landesanstalt für Weinbau
und Gartenbau und die amtliche Weinbaufachberatung
empfohlen werden!

Im Unterstockbereich und in Problembereichen auf Teil-
flächen sind Herbizide ohne W-Auflage und gemäß den
Anwendungsbestimmungen der BBA zulässig.
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7. Aufzeichnungspflicht

Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln unter-
liegt der Aufzeichnungspflicht und der Nachweisbarkeit
durch geeignete Belege (Schlagkartei).

8. Entschädigung

Die oben angeführten Richtlinien zur Bewirtschaftung von
Rebflächen in Trinkwasserschutzgebieten können nach
den jeweils vorliegenden Einzelbedingungen zu wirtschaft-
lichen Einbußen und einem Mehraufwand an Arbeitszeit
und Kosten führen, die nach den geltenden Rechtsvor-
schriften zu entschädigen sind.

Az.: FB 25-863-6/01 Gau (St)
Vollzug der Wassergesetze;
Wasserschutzgebiet „Schulbrunnenquellen“ der Gemeinde
Gaukönigshofen in der Gemarkung Rittershausen, Land-
kreis Würzburg

Das Landratsamt Würzburg erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom
19.08.2002 (BGBl I S. 3245) i. V. m. Art. 35 und 75 Bayer. Wasser-
gesetz (BayWG) vom 19.07.1994 (GVBl S. 822) i. d. F. vom
25.05.2003 (GVBl S. 325) folgende

Verordnung

§ 1
Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung für die
Gemeinde Gaukönigshofen und der Stadt Ochsenfurt (Abnah-
me des Überwassers aus den Quellen) wird in der Gemarkung
Rittershausen das in § 2 näher beschriebene Schutzgebiet
festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen nach
§§ 3 – 7 erlassen.

§ 2
Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus

1 Fassungsbereich – Zone  W I

1 engeren Schutzzone – Zone  W II

1 weiteren Schutzzone – Zone  W III.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutz-
zonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) veröffentlichten
Lageplan (M = 1 : 25 000) eingetragen. Für die genaue
Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1 : 2.500 maßge-
bend, der im Landratsamt Würzburg und in der Gemeinde
Gaukönigshofen niedergelegt ist; er kann dort während der
Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze der
Schutzzonen verläuft auf der jeweils gezeichneten
Grundstücksgrenze oder – wenn die Schutzzone ein Grund-
stück schneidet – auf der der Fassung näheren Kante der
gezeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im
Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festge-
setzten Grenzen der Schutzzonen nicht. Die durch die Flur-
bereinigung Rittershausen 2 entstehenden Änderungen
wurden bereits berücksichtigt.

(4) Der Fassungsbereich ist durch Umzäunung, die engere
Schutzzone und die weitere Schutzzone sind – soweit erfor-
derlich – in der Natur in geeigneter Weise kenntlich ge-
macht.
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§ 3

Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

    (1) Es sind
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(2) Die Verbote des Absatzes 1 Nrn 4.6, 6.1 und 7 gelten nicht
für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und –
ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung,
die durch diese Verordnung geschützt ist.

§ 4
Ausnahmen

(1) Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann von den
Verboten des § 3 Ausnahmen zulassen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahme erfordert
oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen
würde und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht entge-
gensteht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form.

(3) Im Falle des Widerrufs kann die zuständige Kreis-
verwaltungsbehörde vom Grundstückseigentümer verlan-
gen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, so-
fern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der
Schutz der Wasserversorgung erfordert.

§ 5
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung
oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Be-
stand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Ver-
bote des § 3 fallen, auf Anordnung der zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörde zu dulden, sofern sie nicht schon
nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich-
tung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 6
Kennzeichnung des Schutzgebiets

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken
innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die Gren-
zen der Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von
Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7
Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenahmen
von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln
und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte der zuständi-
gen Kreisverwaltungsbehörde oder des Trägers der Was-
serversorgung zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieser Verordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations-
und Wasserproben und die hierzu erforderlichen Verrich-
tungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet
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durch Beauftragte der zuständigen Kreisverwaltungs-
behörde oder des Trägers der Wasserversorgung zu dul-
den.

§ 8
Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung eine Enteignung darstellt, ist
über die Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG sowie Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung durch erhöhte Anforderun-
gen die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche
Nutzung beschränken, ist für die dadurch verursachten
wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich
gem. § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu leis-
ten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann mit Geldbuße belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt,

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vor-
nimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedin-
gungen oder Auflagen zu befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach §§ 5 und 7 nicht dul-
det.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Würzburg in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die Verordnung des Landratsamtes Würz-
burg vom 15.11.1985 (Amtsblatt des Landkreises Würzburg
Nr. 39/1985 vom 17.12.1985) aufgehoben.

LANDRATSAMT WÜRZBURG

Würzburg, 09.12.2003

Zorn
Landrat

ANLAGEN:

Anlage 1: Lageplan M = 1 : 25 000

Anlage 2: Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 4
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Anlage 1
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Anlage 2

Begriffsbestimmungen/Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 1 und 4

1. STALLUNGEN:

1.1 mit Flüssigmistverfahren:

1.1.1 Alternative a)

Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten ist das
erforderliche Speichervolumen für Gülle auf mind. zwei Behälter
aufzuteilen.

40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen bei fol-
genden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,00 DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstige Mastgeflügel 10.000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 120
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehreren
Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden
Dungeinheiten aufzusummieren.

1.1.2 Alternative b)

- Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zulei-
tungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Reparatur
jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen zweiten
Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicherkapazi-
tät der Güllekanäle gewährleistet werden. Hinsichtlich
der Dichtheitsprüfungen wird auf die Anlagen-
verordnung (VAwS) Anhang 5 hingewiesen.

- Zur jährlichen Dichtheitsprüfung von Gülle- bzw.
Jauchekanälen ist eine Leckageerkennung für die
Fugenbereiche entsprechend VAwS Anhang 5 Nr. 4.2
vorzusehen.

- Geschlossene Liege-, Lauf- und Mistflächen sind
flüssigkeitsundurchlässig auszuführen und jährlich
durch Sichtprüfung insbesondere auf Risse zu kontrol-
lieren.

- Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-
lich abtrennbare Abschnitte zu höchstens 40 Dung-
einheiten zu gliedern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar
und jederzeit reparierbar sind.

40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen (Stallplätze) für einzel-
ne Tierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (1 Stück = 1,00 DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE)

- Zuchtschweine mit Ferkeln 90 Stück (1 Stück = 0,45 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstige Mastgeflügel 10.000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

1.2 mit Festmistverfahren:

Bei Tierbeständen über 60 Dungeinheiten ist das erforder-
liche Speichervolumen für Jauche auf mindestens zwei Be-
hälter aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehre-
ren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entsprechenden
Dungeinheiten aufzusummieren.

1.3 mit gemischten Entmistungsverfahren:

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig ent-
sprechend 1.1 und 1.2 zu ermitteln.

1.4 Ausnahmegenehmigung:

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 4 ist
bei bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Betrieben
möglich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist
(Existenzsicherung) und das erhöhte Gefährdungs-
potential durch technische Anforderungen ausgeglichen
werden kann.

2. FREILANDTIERHAL TUNG  liegt vor, wenn die Tiere über
längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ständig, d. h.
Tag und Nacht, auf einer bestimmten Freilandfläche gehal-
ten werden.

3. BESONDERE NUTZUNGEN sind folgende landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische
Nutzungen5

- Weinbau

- Obstbau, ausgenommen Streuobst und Erdbeeren in
landwirtschaftlichen Fruchtfolgen

- Hopfenanbau

- Tabakanbau

- Gemüseanbau, ausgenommen in landwirtschaftlichen
Fruchtfolgen

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten.

4. ANLAGEN ZUR VERSICKERUNG VON HÄUSLICHEM
SCHMUTZWASSER UND KOMMUNALEM ABWAS-
SER:

- Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strengeren
als den Mindestanforderungen gemäß der Verordnung
über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in
Gewässer – Abwasserverordnung (AbwV) – zu reinigen
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und zur Nachreinigung sowie zur Pufferung von Stoß-
belastungen über nachgeschaltete Einrichtungen (z. B.
Schönungsteiche, Filter) zu leiten.

- Für die Versickerung sind flächige Verfahren unter Aus-
nutzung der belebten Bodenzone zu wählen. Sofern bei
Entwässerung von Einzelanwesen über Kleinkläranlagen
letzteres nicht möglich ist, kann bei geeigneten Unter-
grundverhältnissen auf eine großflächige Untergrund-
verrieselung entsprechend DIN 4261, Teil 1, Nr. 6.3.1 zu-
rückgegriffen werden.

- Zur Versickerung ist die filterwirksame Grundwasser-
überdeckung weitestgehend einzubeziehen, wobei eine
Mindestmächtigkeit von 5,0 m vorliegen muss. Zur Fest-
stellung von Ausbildung und Mächtigkeit der
Grundwasserüberdeckung sind geeignete Voruntersu-
chungen durchzuführen.

Az.: FB 25-863-3/00 Vh (St)
Vollzug der Wassergesetze;
Verordnung über das Wasserschutzgebiet „Am Kalten
Berg“ in den Gemarkungen Gadheim, Güntersleben und
Veitshöchheim für die öffentliche Wasserversorgung der Ge-
meinde Veitshöchheim, Landkreis Würzburg

Das Landratsamt Würzburg erlässt aufgrund des § 19 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom
19.08.2002 (BGBl I S. 3245) i. V. m. Art. 35 und 75 des Bayer.
Wassergesetzes (BayWG) vom 19.07.1994 (GVBl S. 822) i. d. F.
v. 25.05.2003 (GVBl   S. 325) folgende

Verordnung

§ 1
Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung für die
Gemeinde Veitshöchheim wird in den Gemarkungen Gadheim,
Güntersleben und Veitshöchheim das in § 2 näher beschriebe-
ne Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die An-
ordnungen nach §§ 3 – 7 erlassen.

§ 2
Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus

1 Fassungsbereich  – Zone I

1 engeren Schutzzone – Zone II

1 weiteren Schutzzone  – Zone III.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutz-
zonen sind in dem im Anhang (Anlage 1) veröffentlichten
Lageplan (M = 1 : 25 000) eingetragen. Für die genaue
Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1 : 5.000 maßge-
bend, der im Landratsamt Würzburg und in der Gemeinde-
verwaltung Veitshöchheim niedergelegt ist; er kann dort
während der Dienststunden eingesehen werden.

Die genaue Grenze der Schutzzonen verläuft auf der jeweils
gezeichneten Grundstücksgrenze oder – wenn die Schutz-
zone ein Grundstück schneidet – auf der der Fassung nähe-
ren Kante der gezeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im
Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festge-
setzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch Umzäunung, die engere
Schutzzone und die weitere Schutzzone sind – soweit erfor-
derlich – in der Natur in geeigneter Weise kenntlich ge-
macht.
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§ 3
Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

   (1) Es sind
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(2) Die Verbote des Absatzes 1 Nrn 4.6, 6.1 und 7 gelten nicht
für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und –
ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung,
die durch diese Verordnung geschützt ist.

§ 4
Ausnahmen

(1) Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann von den
Verboten des § 3 Ausnahmen zulassen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert
oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen
würde und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht entge-
gensteht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form.

(3) Im Falle des Widerrufs kann die zuständige Kreis-
verwaltungsbehörde vom Grundstückseigentümer verlan-
gen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, so-
fern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der
Schutz der Wasserversorgung erfordert.

§ 5
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung
oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Be-
stand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Ver-
bote des § 3 fallen, auf Anordnung der zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörde zu dulden, sofern sie nicht schon
nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich-
tung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 6
Kennzeichnung des Schutzgebiets

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken
innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, dass die
Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzonen
durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen
kenntlich gemacht werden.

§ 7
Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenahmen
von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln
und Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte der zuständi-
gen Kreisverwaltungsbehörde oder des Trägers der Was-
serversorgung zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieser Verordnung zu dulden.

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations-
und Wasserproben und die hierzu notwendigen Verrich-
tungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet
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durch Beauftragte der zuständigen Kreisverwaltungs-
behörde oder des Trägers der Wasserversorgung zu dul-
den.

§ 8
Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung eine Enteignung darstellt, ist
über die Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 19 Abs. 3, 20
WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verord-
nung ergehende Anordnung durch erhöhte Anforderun-
gen die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche
Nutzung beschränken, ist für die dadurch verursachten
wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich
gem. § 19 Abs. 4 WHG und Art. 74 Abs. 6 BayWG zu leis-
ten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann mit Geldbuße belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig,

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt,

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vor-
nimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedin-
gungen oder Auflagen zu befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach §§ 5 und 7 nicht dul-
det.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im
Amtsblatt für den Landkreis Würzburg in Kraft.

LANDRATSAMT WÜRZBURG

Würzburg, 01.12.2003

Zorn
Landrat

ANLAGEN:

Anlage 1: Lageplan M = 1 : 25.000

Anlage 2: Begriffsbestimmungen/Maßgaben zu § 3 Abs. 1
Nrn. 1 und 4

Anlage 3: Grundwasserschonender Weinbau



— 161 —

Anlage 1



— 162 —

Anlage 2

Begriffsbestimmungen/Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nrn. 1 und 4

1. Stallungen

1.1 mit Flüssigmistverfahren:

1.1.1 Alternative  a)

Bei Stallungen für Tierbestände über 40 Dungeinheiten
ist das erforderliche Speichervolumen für Gülle auf
mindestens zwei Behälter aufzuteilen.

40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen für einzelne Tierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (  1 Stück = 1,00 DE)

- Mastbullen 65 Stück (  1 Stück = 0,62 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (  1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (  1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstiges Mastgeflügel 10.000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw.
120 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei
mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die entspre-
chenden Dungeinheiten aufzusummieren.

1.1.2 Alternative  b)

- Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zulei-
tungen sind baulich so zu gliedern, dass eine Reparatur
jederzeit möglich ist. Dies kann durch einen zweiten
Lagerbehälter oder eine ausreichende Speicherkapazi-
tät der Güllekanäle gewährleistet werden. Hinsichtlich
der Dichtheitsprüfungen wird auf die Anlagen-
verordnung (VAwS) Anhang 5 hingewiesen.

- Zur jährlichen Dichtheitsprüfung von Gülle- bzw.
Jauchekanälen ist eine Leckageerkennung für die
Fugenbereiche entsprechend VAwS Anhang 5 Nr. 4.2
vorzusehen.

- Geschlossene Liege-, Lauf- und Mistflächen sind
flüssigkeitsundurchlässig auszuführen und jährlich
durch Sichtprüfung insbesondere auf Risse zu kontrol-
lieren.

- Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieb-
lich abtrennbare Abschnitte zu höchstens 40 Dung-
einheiten zu gliedern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar
und jederzeit reparierbar sind.

40 Dungeinheiten (= 3.200 kg Stickstoff pro Jahr) fallen
bei folgenden Höchststückzahlen (Stallplätze) für einzel-
ne Zierarten an:

- Milchkühe 40 Stück (  1 Stück = 1,00 DE)

- Mastbullen 65 Stück (  1 Stück = 0,62 DE)

- Zuchtschweine mit Ferkeln 90 Stück (  1 Stück = 0,45 DE)

- Mastkälber, Jungmastrinder 150 Stück (  1 Stück = 0,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (  1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen, Mastputen 3.500 Stück (100 Stück = 1,14 DE)

- sonstiges Mastgeflügel 10.000 Stück (100 Stück = 0,40 DE)

1.2 mit Festmistverfahren:

Bei Tierbeständen über 60 Dungeinheiten ist das erforder-
liche Speichervolumen für Jauche auf mindestens zwei Be-
hälter aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheiten je Stallung bzw. 160
Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten. Bei mehre-
ren Tieren auf einer Hofstelle sind die entsprechenden
Dungeinheiten aufzusummieren.

1.3 mit gemischten Entmistungsverfahren:

Die maximalen Tierbestände je Hofstelle sind anteilig ent-
sprechend 1.1 und 1.2 zu ermitteln.

1.4 Ausnahmegenehmigung:

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 4 ist
bei bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Betrieben
möglich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist
(Existenzsicherung) und das erhöhte Gefährdungs-
potential durch technische Anforderungen ausgeglichen
werden kann.

2. Freilandtierhaltung liegt vor, wenn die Tiere über längere
Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ständig, d.h. Tag und
Nacht, auf einer bestimmten Freilandfläche gehalten wer-
den.

3. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche,
forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzungen:

- Weinbau

- Obstbau, ausgenommen Streuobst und Erdbeeren in
landwirtschaftlichen Fruchtfolgen

- Hopfenanbau

- Tabakanbau

- Gemüseanbau, ausgenommen in landwirtschaftlichen
Fruchtfolgen

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten

4. Anlagen zur Versickerung von häuslichem Schmutzwas-
ser und kommunalem Abwasser

- Das Abwasser ist vor der Versickerung nach strengeren
als den Mindestanforderungen gemäß der Verordnung
über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in
Gewässer – Abwasserverordnung (AbwV) - zu reinigen
und zur Nachreinigung sowie zur Pufferung von Stoß-
belastungen über nachgeschaltete Einrichtungen (z.B.
Schönungsteiche, Filter) zu leiten.

- Für die Versickerung sind flächige Verfahren unter Aus-
nutzung der belebten Bodenzone zu wählen. Sofern bei
Entwässerung von Einzelanwesen über Kleinkläranlagen
letzteres nicht möglich ist, kann bei geeigneten Unter-
grundverhältnissen auf eine großflächige Untergrund-
verrieselung entsprechend DIN 4261, Teil 1, Nr. 6.3.1 zu-
rückgegriffen werden.

- Zur Versickerung ist die filterwirksame Grundwasser-
überdeckung weitestgehend einzubeziehen, wobei eine
Mindestmächtigkeit von 5,0 m vorliegen muss. Zur Fest-
stellung von Ausbildung und Mächtigkeit der Grund-
wasserüberdeckung sind geeignete Voruntersuchungen
durchzuführen.



— 163 —

Anlage 3

Grundwasserschonender Weinbau

Bewirtschaftungsrichtlinien eines grundwasserschonenden
Weinbaus in Wasserschutzgebieten zur Erhaltung und lang-
fristigen Sanierung nitratbelasteter Trinkwassergewinnungs-
anlagen im bayerischen Weinbau

1. Bodenpflege und Erosionsschutz

Eine offene Bodenbewirtschaftung ist im Schutzgebiet von
September bis März einer Vegetationsperiode nicht zulässig!

In Direktzuganlagen ist eine überwinternde Begrünung in
jeder Gasse zwingend vorgeschrieben, sofern dies die Um-
weltbedingungen (z. B. Schneckenfraß, Trockenheit) zulassen.

Je nach den vorherrschenden klimatischen und geologi-
schen Bedingungen sind bei der Auswahl der geeigneten
Begrünungseinsaaten die Empfehlungen der Amtlichen
Fachberatung der Bayer. Landesanstalt für Weinbau und
Gartenbau, Veitshöchheim bzw. des Weinbauringes Fran-
ken e. V. zu berücksichtigen.

Der Aussaatzeitpunkt der Begrünung ist so zu wählen,
dass eine gute Vorwinterentwicklung des Pflanzenauf-
wuchses gewährleistet ist (in der Regel Anfang August).

In den Seilzug- und Terrassenanlagen des bayerischen
Weinbaus ist eine der nachstehenden Bodenpflege-
maßnahmen sinnvoll:
a) Herbst-Winter-Begrünung in jeder 2. Rebgasse von Au-

gust bis April, Minimalbodenbearbeitung von Mai bis
Juli (maximal zwei Bearbeitungsgänge).

b) Einsatz von Stroh oder Rindenmulch in Kombination mit
offener Bodenpflege, Herbst-Winter-Begrünung oder
Dauerabdeckung.

c) Natürliche oder eingesäte Dauerbegrünung in jeder 2.
Gasse.

Als Erosionsschutz in Jungfeldern (1. – 3. Standjahr) sollte
in den ersten drei Jahren eine Stroh- bzw. Rindenkompost-
abdeckung oder eine eingesäte Begrünung als Boden-
bedeckung erfolgen.

2. Humusversorgung und Rebenernährung
Je nach Bodenart und geologischem Ausgangsgestein
sind Humusgehalte von 1,5 % bei leichten Böden und 2,5 %
bei schweren Böden anzustreben.

Die mineralische bzw. organische Düngung hat nach der
Verordnung über die Grundsätze der guten fachlichen
Praxis beim Düngen (Düngeverordnung) zu erfolgen.

Die Stickstoffdüngung darf nur ab dem Zwei- bis Dreiblatt-
stadium bis zum Blühbeginn ausgebracht werden. Ausge-
nommen davon sind Rebanlagen mit einer Dauerbe-
grünung. In diesen Fällen kann die Stickstoffdüngung
bereits im April erfolgen.

Kompostierte Siedlungsabfälle aus zentralen Bioabfallan-
lagen und andere organische Düngemittel, die eine Belas-
tung mit umweltrelevanten Rückständen aufweisen, sind
verboten.

Organische und mineralische Düngemittel sind nach ihrer
Ausbringung unmittelbar einzuarbeiten! Von dieser Rege-
lung ausgenommen sind begrünte Rebzeilen.

3. Bodenbearbeitung

Um stärkere Mineralisationsschübe an Stickstoff zu vermei-
den, ist eine sparsame Bodenbearbeitung durchzuführen.

Die Bodenbearbeitung in der laufenden Vegetationsperio-
de endet nach der letzten Pflanzenschutzmaßnahme. Mit
dieser Bodenbearbeitung wird in Direktzuganlagen gleich-
zeitig eine Herbst-Winter-Begrünung eingesät.

Ausgenommen von dieser Regelung sind das Anhäufeln
der Rebstöcke zum Frostschutz und die nicht wendende
Beseitigung von Strukturschäden.

4. Umbruch/Rigolen

In Direktzuganlagen darf keine wendende Rigolmaßnahme
durchgeführt werden. Es sind nur Verfahren der Tiefen-
lockerung oder die so genannte Abbruchlockerung zuläs-
sig.

In Steil- und Terrassenanlagen kann derzeit nicht auf her-
kömmliche Rigolverfahren verzichtet werden.

Grundsätzlich ist nach einer durchgeführten Rigol-
maßnahme die Einsaat einer Gründüngung vorzunehmen.

5. Rebschulen

Vor dem Einschulen ist eine Bodenuntersuchung auf Stick-
stoff vorgeschrieben. Die Stickstoffdüngung ist nur nach
Düngeempfehlung vorzunehmen!

Eine Stickstoffdüngung unter Folie ist verboten!

Die Beregnung der Rebschulen ist nur bis zur Wasser-
sättigung des Bodens* zulässig. Diese ist erreicht, sobald
die Bodenfeuchte 70 % der nutzbaren Feldkapazität über-
schreitet. Eine Untersuchung auf Restnitrat nach dem Aus-
schulen ist sinnvoll!

6. Pflanzenschutz

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nur erlaubt, wenn
die Vorschriften des Gesetzes zum Schutz der Kulturpflan-
zen (Pflanzenschutzgesetz) und der Verordnung über An-
wendungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für
Pflanzenbehandlungsmittel (Pflanzenschutz-Anwen-
dungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung be-
achtet werden.

Grundsätzlich dürfen nur Pflanzenschutzmittel eingesetzt
werden, die durch die Bayer. Landesanstalt für Weinbau
und Gartenbau und die amtliche Weinbaufachberatung
empfohlen werden!

Im Unterstockbereich und in Problembereichen auf Teil-
flächen sind Herbidzide ohne W-Auflage und gemäß den
Anwendungsbestimmungen der BBA zulässig.

7. Aufzeichnungspflicht

Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln unter-
liegt der Aufzeichnungspflicht und der Nachweisbarkeit
durch geeignete Belege (Schlagkartei).

8. Entschädigung

Die oben angeführten Richtlinien zur Bewirtschaftung von
Rebflächen in Trinkwasserschutzgebieten können nach
den jeweils vorliegenden Einzelbedingungen zu wirtschaft-
lichen Einbußen und einem Mehraufwand an Arbeitszeit
und Kosten führen, die nach den geltenden Rechtsvor-
schriften zu entschädigen sind.
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Az.: FB 11 S-941/2003-320
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes
Hauptschule Ochsenfurt für das Haushaltsjahr 2003

I.
Haushaltssatzung

des Schulverbandes Hauptschule Ochsenfurt
für das Haushaltsjahr 2003

Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungs-
gesetzes – BaySchFG –, Art. 40 Abs. 1 KommZG sowie der Art.
63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband folgende
Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2003 wird hiermit festgesetzt; er schließt
im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 224.500  w
und
im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 2.500  w
ab.

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen werden keine festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen entfallen.

§ 4
Schulverbandsumlage
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Um-

lagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird für das Haushaltsjahr 2003 auf 207.400 w fest-
gesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mit-
glieder des Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsum-
lage).

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die
maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober
2003 auf 396 Verbandsschüler festgesetzt.

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 523,74 w

festgesetzt.
4. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Um-

lagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt wird für das Haushaltsjahr 2003 auf 2.500 w festge-
setzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mit-
glieder des Schulverbandes umgelegt (Investitionsum-
lage).

5. Der Berechnung der Investitionsumlage wird die Schüler-
zahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2003 mit insgesamt 396
Verbandsschülern zu Grunde gelegt.

6. Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler auf 6,31 w

festgesetzt.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 40.000w fest-
gesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. August 2003 in Kraft.

Ochsenfurt, den 09.12.2003

Schulverband Hauptschule Ochsenfurt

Wesselowsky
Schulverbandsvorsitzender

II.

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen
Teile.

Der Haushaltsplan für das Jahr 2003 liegt in der Geschäftsstelle
des Schulverbandes bei der Stadt Ochsenfurt, Hauptstraße 42,
97199 Ochsenfurt, eine Woche lang öffentlich auf. Die Auflage-
frist beginnt eine Woche nach dieser Bekanntmachung (Datum
des Amtsblattes).

Die verbandsangehörigen Gemeinden werden gebeten, in der
für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form
auf die Veröffentlichung hinzuweisen.

Az.: BdL-2003
10. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
verbandes Abfallwirtschaft Raum Würzburg

Es wird darauf hingewiesen, dass die 10. Satzung zur Änderung
der Verbandssatzung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft
Raum Würzburg im Amtsblatt der Regierung von Unterfranken
vom 20.11.2003, Nr. 17/2003, Seite 122/123, veröffentlicht ist.

Az.: FB 14-072-03
Manöver und andere Übungen;
Einzelne Übungen der verbündeten Streitkräfte

Die Einheit „12th AVN BDE, Giebelstadt“ führt nachstehende
Übungen durch:

vom 02.01.2004 bis 31.03.2004

Art der Übung: Hubschraubereinsatzübung

Grenzen des Übungsraumes:Gemarkungen Estenfeld, Rimpar
und Unterpleichfeld

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen
der übenden Truppen fernzuhalten. Insbesondere wird auf die
Gefahren hingewiesen, die von liegengebliebenen Spreng-
mitteln (Fundmunition und dergl.) ausgehen. Jeder Fund ist
sofort der nächsten Polizeidienststelle zu melden.

Zur Abwicklung von Manöverschäden erteilen die Gemeinden,
das Finanzamt Würzburg, Abteilung für Verteidigungslasten in
97064 Würzburg, Ludwigstr. 25, sowie die Wehrbereichs-
verwaltung VI, Dezernat IV A 2, 80637 München, Dachauer  Str.
128, nähere Auskünfte.
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